
Die einstweilige Anordnung des
BVerfG gilt bis zur Entschei-
dung in der Hauptsache, längs -
ten für die Dauer von sechs Mo-
naten. Maßgeblich für diese
Entscheidung war eine Folgeab-
wägung. Zwar führe die längere
Speicherung der personenbezo-
genen Daten zu einer Vertiefung
des Eingriffs in die informatio-
nelle Selbstbestimmung der Be-
troffenen, diese sei jedoch von
verhältnismäßig geringerem
Gewicht als die Vorteile, die die
einstweilige Anordnung für die
Rechtsschutzmöglichkeiten der
Gemeinden beinhaltet. Die Lö-
schung der Daten nehme den
klagenden Kommunen die Mög-
lichkeit, eine etwaig fehlerhafte
Berechnung ihrer Einwohner-
zahlen gerichtlich effektiv zu
überprüfen und, falls notwen-
dig, korrigieren zu lassen, so die
Richter des zweiten Senats. 
Ziel des Zensusgesetzes war

die verbindliche Feststellung
der Bevölkerungszahl anhand
einer Auswertung der Melde-
und anderer Verwaltungsregi-
ster. Statt der Fortschreibung
der Einwohnerzahlen wurden
durch die statistischen Ämter
von Bund und Ländern eine Be-
völkerungs-, Gebäude- und
Wohnungszählung durchge-
führt. Ergänzt wurde das Ver-
fahren durch Befragungen, die
bei früheren Volkszählungen fe-
ster Bestandteil waren. Mit dem
Ergebnis, dass in der klagenden
Bundeshauptstadt die Einwoh-

ner mit 3,292 Mio. festgestellt
wurden. 180.000 weniger als
nach den fortgeschriebenen
Zahlen der Volkszählungen von
1981 (Ost) und 1987 (West). 

Außergewöhnliches Mittel

Generell kann das höchste
deutsche Gericht eine einstwei-
lige Anordnung erlassen, wenn
dies zur Abwehr schwerer Nach-
teile, zur Verhinderung drohen-
der Gewalt oder aus einem an-
deren dringenden Grund zum
gemeinen Wohl dringend gebo-
ten ist. Die Gründe, die in der
Hauptsache für einen Antrag
oder eine Feststellung vorge-
bracht werden, haben für die
einstweilige Anordnung keine
Relevanz. Einzige Ausnahme:
Der in der Hauptsache gestellte
Antrag erwiese sich von vorn-
herein als unzulässig oder un-
begründet. 
Aufgrund der Gewaltenteilung

existiert für die Aussetzung ei-
nes Gesetzesvollzugs ein beson-
ders hoher Maßstab. “Die Nach-
teile, die einträten, wenn eine
einstweilige Anordnung nicht
erginge, das Normenkontroll-
verfahren aber später Erfolg
hätte, überwiegen deutlich ge-
genüber den Nachteilen, die
entstünden, wenn die angegrif-
fene Regelung außer Vollzug ge-
setzt würde, sich aber im
Hauptsacheverfahren als ver-
fassungsgemäß erwiese”, be-
gründen die Karlsruher Richter
ihre Entscheidung nach der Fol-

genabschätzung. Im ersten Fall
wären die Daten auch der be-
troffenen 1.000 Gemeinden un-
verzüglich zu löschen, eine
nachträgliche Überprüfung der
Rechtmäßigkeit damit er-
schwert, wenn nicht sogar un-
möglich. Allerdings sind die
Zensus-Daten Grundlage für
die Finanzzuweisungen des
Länder und des Länderfinanz-
ausgleichs. Rückzahlungen
könnten aber nur erfolgen,
wenn die Unrichtigkeit der Da-
ten festgestellt werden kann.
Für Berlin bedeutet dies bei den
in Rede stehenden 180.000 Ein-
wohnern Zuteilungen von rund
470 Mio. Euro pro Jahr. 4,7
Mrd. Euro in zehn Jahren von
2011 bis 2021. Im zweiten Teil
wöge der Eingriff in die informa-
tionelle Selbstbestimmung
nicht besonders schwer. Die ur-
sprüngliche Speicherfrist von
vier Jahren werde lediglich für
einen begrenzten Zeitraum fort-
geführt. 
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4,7 Mrd. Euro für Berlin in Rede
Verfassungsrichter untersagen Löschung von Zensus-Daten

(BS/Jörn Fieseler) Rund 1.000 Städte und Gemeinden, darunter Berlin, klagen gegen die im Zensus 2011 er-
hobenen Einwohnerzahlen. Dessen Daten müssen laut Zensusgesetz (ZensG) seit dem 9. Mai 2015 gelöscht
werden. Nun hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG9) den Vollzug des ZensG untersagt. 

Das Feld der demografischen
Herausforderung ist – so die Au-
toren – in unserer Gesellschaft,
in unserem staatlichen Gemein-
wesen, auch und besonders in
den Städten, Gemeinden und
Kreisen noch nicht überall in
ausreichendem Maße, vor allem
in strategischer Hinsicht mit sei-
nen künftigen, dramatischen
Auswirkungen wirklich ange-
kommen.
In der jetzt aktuell vorgelegten

Publikation wird, über die gene-
rell anstehenden Zukunftsfra-
gen hinaus, insbesondere ein
neuer und bislang bundesweit
einmaliger methodischer Ansatz
in der kommunalen Sphäre zum
Thema beschrieben: Eine 15-
monatige “Demografie-Klau-
sur”, das Zustandekommen, die
Arbeit und die Ergebnisse der
bislang einzigen kommunalen
Enquêtekommission zum de-
mografischen Wandel in
Deutschland. Sie wurde vom Rat
der Stadt Neuss am Rhein mit
Blick auf die Entwicklung der ei-
genen Stadt in den künftigen
Jahrzehnten und dem Ziel- und
Zeithorizont 2030/2050 beauf-
tragt und eingesetzt.
Vertreter aller im Rat vertrete-

nen Fraktionen haben es unter
Leitung des Autors Wilfried Kru-
se als Vorsitzendem der Enquê-
tekommission “Handlungskon-
zept Demografie” und mit kom-
petenter Sachverständigenhilfe
geschafft, für die Stadt Neuss
(derzeit ca. 155.000 Einwohner)
über 40 konkrete Handlungs-
empfehlungen interdisziplinär
zu entwickeln und ihren Ab-
schlussbericht sogar einstim-
mig als Leitlinie für die Stadtent-
wicklung vorzulegen.
Das Buch vermittelt u. a. einen

umfassenden Bericht zur Arbeit

der Neusser Enquêtekommissi-
on; auch “Insider-Einblicke” in
die Art und Weise, wie an-
spruchsvolle Zusammenhänge –
inhaltlich, auch persönlich – auf
strategischer Strecke erfolgreich
und ergebnisorientiert vermit-
telt werden können. Es enthält
die vorbereitenden Dokumente
zur Einrichtung der Kommissi-
on sowie den Abschlussbericht
der Kommission selbst. Damit
kann der im Buch u. a. beschrie-
bene “Neusser Weg”, sich den
demografischen Herausforde-
rungen gerade aus Sicht der eh-
renamtlichen Politik vor Ort zu
stellen – vielleicht als “Blaupau-
se” – auch beispielgebend für an-
dere Städte und Gemeinden,
insbesondere für die Zukunfts-
aufgaben örtlicher Politik (und
Verwaltung) dienen.

Demografiemanagement neu
Leitfaden für die Verwaltungspraxis  

(BS) Das vierte Buch der Autoren Wilfried Kruse und Prof. Dr. Frank Ho-
grebe in der Fachbuchreihe “Verwaltung 4.0” widmet sich der demo-
grafischen Entwicklung in unserer Gesellschaft, auf den Staatsebenen,
insbesondere in der kommunalen Sphäre.

Kruse / Hogrebe: Modernes Demo-
grafiemanagement, ISBN 978-3-
942731-26-3, 302 Seiten gebunden
(Softcover), Verlag für Verwaltungs-
wissenschaft, Frankfurt 2015, Preis
29,80 Euro, weitere Informationen
unter: www.verlagfuerverwaltungs
wissenschaft.de/schriftenreihen/71/


